önielid; 


Die Zeitung erſcheint 
täglich, f 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſt tage. 


he Zeit. 


Pränumeratlons⸗ Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 


— 1 Thlr. 1% far. 
Alle see. 
reſp. Poſtämter nehmen Expedition: \ 
Beſtellung darauf an. Krautmarkt NE 1053. 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 
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ſitzes für einen Theil der Mitglieder der Erſten Kammer, aber er hat 
nicht die Grundſteuer allein, ſondern alle direkten Steuern als Maaß ſtab 
für die Wahlberechtigung aufgeſtellt. Doch auch hier tritt Intereſſenver⸗ 
tretung hervor, die ja um ſo mehr vermieden werden kann, als ja Grund⸗ 
befißer und Induſtrielle Gelegenheit genug haben, in der Bezirks⸗ und 
Provinzialvertretung ſich Anerkennung zu verſchaffen und dadurch für ihre 
Wahl zu wirken. 

Wenn ein Theil des Volkes thut, als ignorire es die Gegenwart, 
weil ſie ſeinen Anſichten nicht entſpricht, ſo giebt es einen anderen Theil, 
welcher zu ruhen ſcheint. Allein das find vorübergehende Erſcheinungen, 
und es wird daher gut ſein, daß wir eine Verfaſſung begründen, welche 
die Theilnahme der Mehrzahl des Volkes, beſonders der Beſſeren gewinne. 
Laſſen Sie uns erhalten, was gut iſt, aber bleiben wir fern von jeder 
Bevorzugung irgend eines Standes. Ich empfehle daher die Verwerfung 
aller Amendements und die Annahme des Kommiſſions⸗ Antrages. 

Der Miniſter des Innern: Ich würde nicht nach dem Referen⸗ 
ten ſprechen, wäre das Referat ein reines Referat geblieben. Es iſt uns 
aber darin ein Rath ertheilt worden, wie wir ihn ſchon in der vorigen 
Sitzung gehört haben. Wir nehmen gern guten Rath an und haben von 
verſchiedenen Seiten Rath erhalten. Es riethen uns im vorigen Jahre 
ehrenwerthe Männer zu Schritten, die wir mit unſerem Gewiſſen nicht 
vereinigen konnten, und wir hatten den Muth, dieſen Rath zurückzuweiſen. 
Wir wollen das Volk zum Glück führen, und ich glaube, es ſteht in un⸗ 
geheurer Majorität hinter uns. (Bravo und Ziſchen ! ]) IR 

Der Praͤſident eröffnet die befondere Debatte über die einzelnen Ar⸗ 
tikel. Zunächſt beginnt ſie über Art. 62 und 63, obgleich derſelbe bemerkt, 
daß auch nur um dieſe beiden Artikel die allgemeine Debatte ſich gedreht 


abe. 

v. Kleiſt⸗Retzow ſpricht ſich für erbliche Pairie aus, es ſei bei einer 
Wahlkammer zweifelhaft, ob man wünſchen dürfe, die Prinzen des König 
lichen Hauſes in einer ſolchen Kammer ſitzen zu fehen. 

Der Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird angenommen. 

Nach einigen Widerſprüchen gegen die Reihenfolge und nachdem der 
Abg. Reuter fein Amendement zurückgezogen hat, wird die vom Präſiden⸗ 
ten vorgeſchlagene Reihenfolge der Fragen angenommen. Nach derſelben 
kommt zuerſt das Amendement des Abg. Keller zur namentlichen Abſtim⸗ 
mung und wird mit 245 gegen 62 Stimmen verworfen. 

Das Amendement Wauſchaffe wird bei der Abſtimmung durch Auf⸗ 


Deutſchland. 
Berlin, 25. Oktober. (46 ſte Sitzung der zweiten Kammer.) 
Präſident: Graf v. Schwerin. Das Protokoll der vorigen Sitzung 
Ae und genehmigt. Urlaubsgeſuche werden mitgetheilt und 
willigt. 5 
0 ER Tagesordnung geht zur Fortſetzung der geſtern vertagten De⸗ | 
e über. Sn 
Berichterſtatter v. Beckerath: Es Fat ſich gegen den Vorſchlag, 
daß die Prinzen geborne Mitglieder der Erſten Kammer ſeien, in der 
Kommiſſion keine Stimme erhoben. Als den erſten Vorſchlag betrachte ich 
daher, daß die erbliche Stimmenberechtigung der frühern Reichsmittelbaren 
feſtgeſtellt werde. Man ſtellt dieſe mit den Prinzen in gleicher Linie, und 
doch ſind ſie durch die neueſten Abänderungen des Staatsrechtes in die 
Reihe aller übrigen Unterthanen eingetreten. Zwar ſollten ſie nach der 
Bundes Akte den erſten Stand in den betreffenden Staaten bilden, aber 
daraus folgt noch nicht das Recht ihrer erblichen Vertretung in unſerer 
Verfaſſung, da jene Zuſage ſich auf ganz andere Inſtitutionen bezog. 
Eben fo, wenig kann für Inhaber der Thronlehen ein Abänderungsvor⸗ 
ſchlag Annahme finden, da nur von dem Standpunkte aus, welche Ele⸗ 
mente in der Erſten Kammer dem Staate förderlich ſein können, über die 
Bildung der Erſten Kammer entſchieden werden kann. Ich kann daher 
auch dem Abgeordneten für Prenzlau nicht beiſtimmen, wenn er ſagt, 
man möge ſich hüten, den Standesherren ein Recht zu nehmen. Ich er⸗ 
kenne kein Recht und halte dafür, daß alſo keins genommen werden kann. 
Ich erinnere daran, daß im Jahre 1846 die Ritterſchaft mehrerer 
a erklärt hat, daß die Zeit der Privilegien, der Vorrechte, vor⸗ 
uber fer. N 5 
„Es iſt geſagt worden, daß nach Lage der Dinge dem hohen Adel keine 
Gelegenheit gegeben war, ſich in der allgemeinen Entwickelung und in 
deren Intereſſe hervorzuthun. Dieſe Gelegenheit war aber da und iſt 
nur nicht benutzt worden. Auch iſt im Vereinigten Landtage es ausge⸗ 
ſprochen und der Krone geſagt worden, daß es an der Zeit ſei, das Volk 
an dem ſtaatlichen Leben einen innigeren Antheil als bisher Theil nehmen 
zu laſſen, und es wird nicht in Vergeſſenheit gekommen fein, wer dieſe 
Manner beſonders waren. (Bravo! Ziſchen.) ie 
Es iſt alſo ſehr fraglich, ob nicht diefenigen, welche die Entwickelung 
hemmen wollten, ehe au an den eingetretenen Erſchütterungen find, 
als welche fie beſonnen unterſtützten. (Bravo!) Dem Volke aber wird b i 5 : 
ſchwer abzugewöhnen ſein, was es einmal mit Zuneigung oder mit Ab. ſtehen verworfen, das Amendement v. Fock in gleicher Weiſe verworfen. 
neigung ergriffen hat. Die National-Verſammlung hatte den Sinn des bg. Graf v. Arnim, deſſen Amendement nun zur Abſtimmung kommt, 
Bolfes für das Königthum verkannt, daher dieſer kräftig wieder durch- trägt auf Theilung feines Amendements für dieſen Zweck an, wogegen 


brach. Das preußiſche Volk iſt durch das Königthum ſtark den, und die Abgeordneten Simſon, v. Auerswald und der Präſident ſich ausſpre⸗ 
wenn der hohe Adel hieran 195 Wel eee 10 un man igen chen. In einer über die Zuläſſigkeit der Theilung erfolgten Abſtimmung 
daß trotz des Adels jene Kräftigung des Volfes durch das Königthum wird dieſelbe, dann das Amendement ſelbſt bei namentlicher Abſtimmung 
f mit 228 gegen 78 Stimmen verworfen, ö 
Durch Aufſtehen und Sitzenbleiben werden darauf die Amendements 
der Abg. Reck, Breithaupt (Wittſtock), Wegener und Wehner, durch na⸗ 
mentliche Abſtimmung aber der Antrag der Kommiſſion mit 170 gegen 137 
Stimmen verworfen. 
Oleichfalls verworfen werden durch Aufſtehen und Sitzenbleiben die 
Amendements der Abg. Gamet, Ebert, Mentzel und Breithaupt (Havelberg). 


Bei der Abſtimmung über das Amendement des Abg. Riedel ergaben 
ſich durch Zählung nach einer Abſtimmung durch Aufſtehen 142 Stimmen 
für, 148 Stimmen gegen daſſelbe, ſo daß es hierdurch verworfen wäre. 

Es wird aber, da die Differenz weniger als 15 Stimmen beträgt, auf 
namentliche Abſtimmung angetragen, in welcher das Amendement mit 156 
gegen 150 Stimmen angenommen wird, daſſelbe lautet: 


1) Die Zweite Kammer wolle beſchließen, anſtatt der Worte des 
Kommiſſions⸗Vorſchlages „aus 240 gewählten Mitgliedern“ in dem Artikel 
62 der Verfaſſungs⸗Urkunde zu ſetzen: aus 180 gewählten Mitgliedern. 


2) Die Zweite Kammer wolle beſchließen, den Artikel 63 der Ver⸗ 
faſſung in folgender Beſtimmung anzunehmen: die durch Wahl in die Erſte 
Kammer zu berufenden Mitglieder werden zu einem Drittheile von den 
höchſtbeſteuerten Grundbeſitzern in der Art gewählt, daß in jeder Provinz 
die auf dieſelbe nach der Bevölkerung fallende Anzahl der Abgeordneten 
von der funfzigfachen Zahl derjenigen Grundbeſitzer, welche den höchſten 
Betrag an direkten Steuern an den Staat entrichten, zu wählen iſt. Die 
übrigen zwei Drittheile werden theils von der Provinzial⸗Verſammlung 
jeder Provinz, theils von den Kreisvertretern gewählt, welche letztere ein 
beſonderes Geſetz zu feſten Wahlkörpern vereinigt. Die näheren Auord⸗ 
nungen erfolgen durch das Wahlgeſetz. N 

Schluß der Sitzung nach 4Y Uhr. 


„Der Abgeordnete für Barnim⸗Angermünde hat geſagt, daß die Bour⸗ 
geoiſie nach unten ‚ariftofratifih, nach oben radikal fei 90 lieh ihn 
fragen, ob ſich das in der Nationalverſammlung zu Berlin und Frankfurt 


Der Vorſchlag der: Vertretung des Intereſſes wird keine freundliche 
e finden, da ſie dem modernen Staate ee entſpricht. a Di 
10 55 *, bei einer ſcharfen Sonderung der Stände, wäre ſie am Orte ge⸗ 

en. In dem Aufgehen der Sbandesintereſſen in dem allgemeinen Lan⸗ 

ht ja unſere allgemeine Wehrpflicht, ja unſer Staatsbür⸗ 
A in daher für jebe Kammer vermieden werden, auch nur 
Nahrung zu chein der Vertretung ſtändiſcher Intereſſen neuen Kämpfen 
wendig 5 Die Intereſſenverkretung führte daher auch noth- 
den rn un bg der Vertretung durch Biſchöfe und Oberrabiner 
aeg aer 1 dann Nach eben ſo gut die Aerzte und 
5 wenigſten würde RR z 5 1 
ein 1 Porn 175 ae Vorſchlägen dem mich anſchließen, 
zu laſſen. Soll zum dritten M 
rachungen der Legislativen herd 
doch ein ungünstiges ſein. Ich 
erklärung zu vermeiden. 


ung der erſten Kammer fortbeſtehen 
ale eine unfertige Verfaſſung aus den Be⸗ 
orgehen, ſo möchte das Urtheil des Landes 

fordere daher dringend auf, ſolche Impotenz⸗ 
0 


int. eng allen gemachten Vorſchlä ürde ich m RE # 

A orſchlägen würde ich mich am liebſten für den 

mine eenlanogeorbneten Riedel in Verbindung ait ben Bur Mu 
Zwar verlangt auch er eine Vertretung des Grundbe⸗ 


Berlin,, 24. Oktober. Die Agrar⸗Commiſſion der zweiten Kammer 


pat ihren Bericht über den wichtigen Entwurf des Geſetzes, betreffend 
die Ablöſung der Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniſſe, erſtattet. Der ziemlich umfangreiche Bericht zer⸗ 


fällt in zwei Theile, in einen allgemeinen und in einen ſpeziellen. Im 
allgemeinen Theile wird zunächſt der allgemeine Geſichtspunkt entwickelt, 


von welchem die Regierung bei dem Eutwurf des betreffenden Geſetzes 
ausgegangen iſt. Dieſer Geſichtspunkt beſteht vornehmlich darin, daß man 
alle Arten gutsherrlicher Leiſtungen als ein Hinderniß der Landes Cultur 
und der freien Verfügung über die Grundſtücke betrachtet und ſich deshalb 
derſelben entſchieden hat. Die Verfaſſung 
at dieſes Prinzip, welches von dem früheren 
Gouvernement ſchon in den meiſten Ablöſungs⸗Geſetzen verfolgt worden 
iſt, ausdrücklich gewährleiſtet. Dieſe erfolgte Gewährleiſtung verlangt zu- 


für unbedingte Ablösbarkeit 
vom 5. Dezember v. J. 5 


nächſt von der jetzigen Geſetzgebung die Aufhebung der noch in einzelnen 


Landestheilen beſtehenden Beſchränkung der Regulirungs⸗ und reſp. Ablö-⸗ 
Es bedarf aber auch das ſeit⸗ 
Ablöſung einer Modifikation; Laſten und Verbindlich⸗ 


ſungs⸗Fähigkeit der kleinern Grundbeſitzer. 
herige Prinzip der 


keiten aus Rechts⸗Verhältniſſen, welche durch die veränderte Staats⸗Ver⸗ 


faſſung ihre Bedeutung verloren haben, oder wie die Erbunterthänigkeit 
längſt beſeitigt find, hat die Verfaſſungs⸗Urkunde bereits ohne Entſchädi⸗ 
gung aufgehoben. Solchen Laſten müſſen diejenigen Beſchränkungen des 
Grundeigenthums gleichgeſtellt werden, welche dem Berechtigten keinen unutz⸗ 
baren Werth gewähren, den verpflichteten Grundbeſitzer aber in einem be⸗ 
läſtigenden Abhängigkeits⸗Verhältniſſe erhalten. Die Ablöſung der übrigen 
Reallaſten kann nur gegen Eutſchädigung erfolgen. Dieſe muß einestheils | 
dem ſeitherigen Nutzungs⸗Ertrage der erſtern entſprechen, anderntheils aber 
unter Anwendung möglichſt einfacher Ablöſungsmittel in einer Weiſe feſt⸗ 
daß auch die Erfüllung des Zwecks die baldige vollſtän⸗ 
dige Löſung des Abhängigkeitsverhältniſſes, in welchem der 1 und 

a der 
Geſetz⸗Entwurf dieſer leitenden Grundſaͤtze im Allgemeinen h 
durchaus entſpricht, ſo hat ſich die Agrar-Kommiffion mit dem Prinzip und 


geſtellt werden, 


Abgabenverpflichtete zum Berechtigten ſteht, erreichbar bleibt. 
vorgelegte 


der Tendenz derſelben auch nur einverſtanden erklären können. Bei der 


Prüfung der ſpeziellen Beſtimmungen des Entwurfs hat die Agrar-Kom- | 
miſſion zunächſt die von mehreren Seiten angeregte Frage in Erwägung 
gezogen, ob es angemeſſen ſei, unter Aufhebung der bisherigen betreffenden 
Geſetze die Beſtimmungen über die Regulirungen und Ablöfungen in ein 
neues Geſetz zuſammenzufaſſen, oder ob es zweckdienlich wäre, die noth⸗ 


wendige Abänderung und Erweiterung der gegenwärtigen Geſetze in Form 
von ergänzenden Verordnungen zu geben, und dadurch die ſeitherige Ge⸗ 


ſetzgebung einzelner Landestheile zu wahren. Die Commiſſion hat ſich für 
den Erlaß eines allgemeinen Geſetzes entſchieden. Außerdem hat man be⸗ 


ſonders in Erwägung gezogen, ob es angemeſſen ſei, das linke Rheinufer 


mit unter die Herrſchaft des Geſetzes zu ziehen, da die Regierung daſſelbe 
aber bei näherer Prüfung über⸗ 
are, daß die Zwecke des in Rede ſtehenden Geſetzes auf dem linken 


auszunehmen beabſichtigt. Man hat ſich 

heinufer längſt erreicht ſind und daß dort der einzige Unterſchied darin 
beſteht, daß die Ablöſungsnorm nach dem 20fachen Betrage berechnet wird, 
während das neue Geſetz einen 25fachen Betrag feſtſetzt. Die Commiſſion 
iſt alſo auch hier der Regierung beigetreten. 

Berlin, 26. Oktober. Die in der vorgeſtrigen Sitzung der zweiten 
Kammer von dem Regierungs⸗Kommiſſar General v. Radowitz auf den 
Tiſch des Hauſes niedergelegten Aktenſtücke zur deutſchen Frage enthalten 
außer der einleitenden Denkſchrift: J. Verhandlungen über die Begrün⸗ 
dung der proviſoriſchen Bundes⸗Kommiſſſon. II. Verhandlungen mit den, 
dem Bündniß vom 26. Mai nicht beigetretenen Regierungen. 
handlungen des Verwaltungs ⸗Raths. 
deutſchen Bundesſtaates web Wahlgeſetz und Abänderungs⸗Vorſchlägen der 
preußiſchen Regierung, } a; (D. Ref.) 

— Wir haben ſchon vor einigen Tagen die Mittheilung 
Hr. Ober⸗Landesgerichtsdirektor Temme außer dem Steuerverweigerungs⸗ 
Prozeß, in welchem er 


der deutſchen Reichsverſammlung verwickelt ih 
wird wohl ſeine Exledigung erſt in geraumer Zeit finden und es ſteht des⸗ 


halb die Entlaſſung des Hrn. Temme aus der Haft vorläufig nicht zu | 
erwarten. Das Kreisgericht zu Münſter ſoll in Uebereinſtimmung mit dem 
dortigen Appellgtionsgericht und nunmehr auch mit dem rheiniſchen Re⸗ } 
Aeußern ꝛc. nun übernehmen werde. 


viſions⸗ und Caſſationshofe die Stuttgarter Beſchlüſſe als Hochverrath 


detrachten und deshalb Hrn. Temme wegen dieſes Verbrechens unter An- | 


klage geſtellt haben. Eine beſondere Schwierigkeit ſoll in der betreffenden 


Borunterſuchung dadurch entſtanden fein, daß Hr. Temme das Gericht ö 
brechen wird, 


nicht für competent erachtet hat, ihn wegen ſeiner Thätigkeit als Abgeord⸗ 


neter zur Unterſuchung zu ziehen und daß derſelbe daher jede Auslaſſung 
es gar nicht möglich iſt, ihm den Beweis zu 


verweigern ſoll, ſo daß | 
führen, daß er in der betreffenden Sitzung in Stuttgart wirklich mit „Ja“ 
geſtimmt hat. Die Zeitungsberichte können natürlich kein juriſtiſches Be⸗ 


weismittel bilden, und Zeugen, welche die Abſtimmung des Hrn. Temme 
mung erfolgen. 


in Stuttgart geſehen haben, ſind nicht vorhanden. Der einzige Weg, der 


ſich unter dieſen Umſtänden wird einſchlagen laſſen, wird der ſein, daß das ! 
dentſche Vorausſetzungen hin. 


Gericht andere Abgeordnete, welche damals bei Hrn, Temme geſeſſen 
haben, vernehmen läßt. Da dieſe Abgeordueten aber allen möglichen 
Ländern angehören, fo möchte dieſe Beweſsaufnahme wohl ſehr weitläufig 
und zeitraubend werden. Sollte Uebrigens Hr. Temme ſelbſt verurtheilt 
werden, ſo würde ihm, da die Stuttbarter Beſchlüſſe niemals zur Aus⸗ 
führung gekommen find, immer F. 14. b. der Verordnung vom 30. Juni 
d. J. zu Statten kommen: War die Aufforderung zu einem Verbrechen, 
welche ohne Erfolg geblieben iſt, auf Hochverrath gerichtet, ſo iſt die 
Strafe zwiſchen von 2—10 Jahren und bei mildernden Umſtänden Ge⸗ 
fängniß von 6 Monat bis 10 Jahren. 

— Der rühmlicyſt bekannte Muſik⸗Direktor Com mer, der vor einigen 
Monaten den holländiſchen goldenen Töwen⸗Orden erhalten hatte, hat von 
Sr. Majeftät dem König als ein Zeichen der Anerkennung auf dem Ge⸗ 
biete der wiſſenſchaftlichen Muſik, die große goldene Medaille für Wiſſen⸗ 
ſchaft empfangen. 10 5 An 
Die bis jetzt von Berlin aus benutzten Telegraphen-Tinien, haben 
eine baare Einnahme von 100 Thlr. pro Tag ergeben. 1 ü 

— Auch auf der Route nach Leipzig ſoll eine elektro⸗magnetiſche Tele⸗ 
graphen⸗Linie eingerichtet werden. Die nöthige Uebereinkunft zwiſchen der 
Preußiſchen und ſachſiſchen Regierung ſoll bereits ſtattgefunden haben. Der 


* 


jetzt außer Anklage geſtellt iſt, noch in einen zweiten 
politiſchen Prozeß wegen ſeiner Theilnahme an den Stuttgarter Beſchlüſſen 
Dieſer zweite Prozeß 


des Publikums. 
III. Ver⸗ 
IV. Entwurf der Verfaſſung des 


f 


Telegraphendienſt auf der gangen Linie und in Leipzig ſoll von preußi 
Beamten verſehen werden. Der Bau wird ſofort a u d 
richtung am 1. Januar eröffnet werden. E 

Potsdam, 25. Oktober. Wir haben über die feierliche Handlun 
mit welcher Se. Königl. Hoheit der Prinz Friedrich Wilhelm an Höchſt⸗ 
ihrem Geburtstage in das Kapitel des Schwarzen Adler⸗ Ordens aufge⸗ 
nommen worden, bereits Bericht erſtattet. Wir freuen uns, in den Stan 
geſetzt zu fein, die Anrede, welche Se. Majeſtät der König an Allerhöchſt⸗ 
ihren Prinzlichen Neffen gerichtet, nachſtehend mittheilen zu können. 

Als der jugendliche Prinz, der an dieſem Tage die Jahre Seiner 
Mündigkeit erreicht hatte, vor den Königlichen Thron trat, um die In⸗ 
veſtitur zu empfangen, wurden Höchſtdieſelben zuvor mit folgenden Worten 
Sr. Majeſtät des Königs an die innere Bedeutung der Feierlichkeit erinnert: 

„Mein theurer Neffe! Der durchlauchtigſte Stifter unſerer Krone und 
dieſes höchſten Ordens des Schwarzen Adlers hat feſtgeſtellt, daß die 
Fürſten unſeres Hauſes mit ihrer Volljährigkeit in das Kapitel des Ordeng 
durch feierliche Inveſtitur aufgenommen werden ſollen. Du biſt heute voll 
jährig und hier erſchienen, um dieſer Vorſchrift zu genügen. Du folk 
achtzehn Jahr alt, dem höchſten Ehren⸗Vereine Preußens zugeſellt werde, 
Bedenke, was das ſagen will. Wir Alle fühlen, und ich hoffe, Du fell 
fühlſt es, daß daraus eine Gefahr für ein jugendliches Gemüth erwachſeh 
muß, welches, nicht dem Hohen und Höchſten zugewendet, Verlangen nag 
eitlen Ehren trägt. So haben es unſere Väter nicht verſtanden. 

„Betrachte Dir jetzt dies Zimmer. Du ſtehſt an dem Orte, an wel: 
chem Du das Sakrament der heiligen Taufe, alſo die Zuſicherung bes 
höchſten Heiles, umſonſt empfangen haft. Ja, umſonſt. Das Wort macht 
edle Herzen demüthig. Auch dieſes Ordens Ehren empfängſt Du umſonſt, 
Der Gedanke bezeichnet die Dir wohlanſtändige, würdige Art, dieſe Ehren 
aufzunehmen. Möge er Dich aber zugleich entflammen, zumal in einer 
Zeit, die, wie kaum eine frühere, dem Eitelſten, der Gemeinheit und jeder 
Untreue fröhnt, ein wahres Muſter chriſtlicher Demuth, ritterlicher Kraft, 
ohen Sinnes, jeglicher Treue zu werden. Nur dann wirſt Du eine 
Zierde unſerer Ritterſchaft, unſeres herrlichen, treuen, ſieggewohnten Heereg 
und unſeres Namens fen. Dann wird Dir dieſe Feierlichkeit zum Labe⸗ 
trunk auf dem dornenvollen Pfade werden, den gewiſſenhafte Fürſten jeder⸗ 
zeit, am gewiſſeſten aber in dieſer Zeit, zu wandeln haben. Dazu ſtärſ 
Dich Gott!!“ 10 f 
(Die Anrede Sr. Majeſtät an die Generale Graf von Brandenburg 
und von Wrangel haben wir bereits in. No. 247 d. Ztg. mitgetheilt.) 

Königsberg, 24. Oktober. Aus den Verhandlungen der letztg 
Verſammlung des Arbeiter Vereins erfährt man, daß Dr. Ia. 
cob, um die gegen ihn ſchwebende Unterſuchung zu Ende zu bringen, 
bei dem erſten mit ihm abgehaltenen Verhör alle Fragen bejaht hahe 
Er hofft dadurch noch vor die Aſſiſen im Dezember d. J. d e f 

3 (D. Ref.) 

Breslau, 23. Oktober. Die Unterſuchungs Gefangenen A 
bisher bekanntlich aus dem Inquiſitoriat in das Ober⸗Landes⸗Gerichts⸗ 
Gebäude und wieder zurück, alſo die ganze innere Stadt hindurch, oft 
unter großem Zulaufe des Janhagels geführt. Wie nachtheilig eine fo 
öffentliche Schauſtellung auf das noch nicht erſtorbene Ehrgefühl der 
Gefangenen einwirkt, leuchtet ein; in vielen Fällen ſind dieſe Gefangenen 
nicht einmal Verbrecher, ſondern werden vom Gerichte freigeſprochen. 
Dieſes öffentliche Transportiren hat dem Vernehmen nach jetzt ein Ende; 
ein zweckmäßig eingerichteter Zellenwagen bringt die Gefangenen aus dem 
Inquiſitoriat in das Gerichts⸗Gebäude und entzieht ſie ſo den Augen 

N. O. 3) 


— — 


Neichenbach, 19. Oktober. In dieſen Tagen wurden zwei Ver⸗ 
fertiger falſcher Darlehnskaſſenſcheine in Költſchen entdeckt, verhaftet, und 
die vorhandenen Platten ſowie die vorräthigen ſehr ſauber gearbeiteten 


und „täufchend nachgemachten Darlehnskaſſenſcheine in Beſchlag genommen, 
gebracht, daß f „O . 
bel beruckt und mit ihm die Errichtung einer „Hochſchule für Mädchen“ 


Breslau, 23. Oktober. Johannes Ronge hat den armen Karl Frö⸗ 


zu Hamburg angekündigt, damit die freie Stadt endlich ihren Namen ml 
der Tahat führe. Ronge wird „der Kirchengeſchichte zweiten 9 97 * 
tragen. 8 \ f (N. P. 3.) 
München, 22. Oktober. Das Gerücht von der Abdankung dez 
Miniſter . d. Pforten hat heute die Runde durch die Stadt gemacht und 
zu gleicher Zeit tauchte das weitere Gerücht auf, daß Graf Armanſperg, 
der weiland griechiſche Regent, das Portefeuille des Miniſteriums des 
(Nürnb. Cur.) 


Man hört, daß die Kmmiſſion in der deutſchen Frage in ihrer 
Majoritat, d. h. fünf Stimmen gegen vier, die miniſterielle Politik nicht 
billigt und nach Geſtaltung der Ereigniſſe vielleicht gar den Stab darüber 

e 


— — 


künchen, 23. Oktober. In Folge der am loten hier aus Wien 
eingelaufenen offiziellen Kundgabe der Eykſchließungen von Oeſterreich und 


Preußen betreffs eines neuen Juterims der Centralgewalt haben borgen 


ſtern und geſtern Sitzungen des Staatsraths und der Miniſter ſtattgefün⸗ 
den. So viel man hört, „wird von Baiern keine unbedingte Zuſtim⸗ 

Eine gewiſſe ſüddeutſche Hofpartei drängt ſogar zu 
dem Wagniß einer Alleinſtellung Baierns, Gott weiß, auf welche um 
N Der Ultramontanismus will mit Oeſter⸗ 
reich gehen. — Aus Berlin weilt der Präſident v. Minutoli 5 5 


f Ref.) 
München, 23. Oktober. 


8 Die Interpellatien an den Königlichen 
Staats- Miniſter des Aeußern, welche der Herr Fürſt von Wallerſtein 
dem Kammer Präſidium übergeben hat, lautet wie folgt? 1) Iſt det 
Vertrag über die Errichtung einer neuen proviſoriſchen Bundes ⸗Central⸗ 
Behörde zwiſchen den beiden deutſchen Großmächten wirklich ſo abge⸗ 
ſchloſſen, wie ihn namentlich die Augsburger Allgemeine Zeitung in. 
ihrer Nummer 289 veröffentlicht? 2) Steht die Zuſtimmung oder Nicht⸗ 
zuſtimmung noch in der Macht der baieriſchen Regierung? 3) Wird 
die baieriſche Regierung ihre definitive Erklärung über dieſen Vertrag 


ohne vorgängiges Verſtändniß mit der Volksvertretung a a 


en M. Ztg.) 
Briefe aus München ſprechen von dort umlaufenden Gerüchten 
einer Miniſterveränderung, wobei Namen als Miniſterkandidaten genannt 
werden, die unwahrſcheinlich genug klingen. Ueberhaupt ſcheint das ganze 
Gerücht noch ſicherer Begründung zu entbehren. Herr v. Link, der Aus- 
ſchußreferent in der deutſchen Frage, ſoll einen außerordentlich ausfüßrli⸗ 
chen Bericht erſtattet haben. (A. A. 3.) 


iſt der Bru h 
ſehr wünſchenswerth geweſen wäre, 


Hannover, 23. Oktober. Unſer Bevollmächtigter beim Verwaltungs⸗ 


Nathe, Hr. v. Wangenheim, iſt von Berlin hier angekommen, nachdem er 


ke ; eich mit dem ſächſiſchen Abgeordneten, erffärt hat. So 
5 65 Wee agen Min nen vorhanden, obwohl jedenfalls 
daß die en ohne ae as 
verhandelt und entſchieden worden wäre. Nehmen wir es auch a 

e an, daß Preußen mit ſeiner Abſicht und Forderung nicht be⸗ 
rechtigt ſei, ein Sonderreich im deutſchen Bunde zu ſtiften, fo dürfen wir 
doch den Wunſch wiederholen, daß es möchte möglich geweſen ein, den 
ormellen Bruch zu umgehen, da wir recht wohl wiſſen, was es für einen 


f i mell mit einem den Großſtaat im Bruche zu 

Mittelſtaat heißt, formell mit eine anſtoßende roßſt he 3 
ö ließlich doch wieder Anknüpfungspunkte ſuchen zu müffen. 

leben und dann ſchließlich doch en f fung (Hamb. C.) 


Stuttgart, 22. Oktober. Durch den Austritt des Staatsraths Duvernoy 


aus dem Miniſteriſtum iſt daſſelbe abermals in eine Kriſis, und zwar in die für 


inen nd gefährlichſte getreten. Die nächſte Folge der von der Krone 
I 185 Biere e iſt der feſte Entschluß Goppelts, ebenfalls 
aus den Geſchäften auszuſcheiden. Wenn gleichzeitig, wie man hört, auch der 
General v. Rüpplin entſchloſſen fein ſoll, fein, Amt als Kriegsminister niederzu. 
legen, ſo wäre bald unſer März⸗Miniſterium auf Römer reduzirt, d. h. vollſtän⸗ 
dig aufgelöft. 3 : (Köln. 3.) 
Heidelberg, 21. Oktober. Heute Morgen reiſte ein Abgeſandter 
des Erzherzogs Johann nach Karlsruhe, um wegen der über Gebühr ver⸗ 
längerten Standgerichte in Baden Einſprache zu thun. In Raſtatt allein 
bezeichnet man nämlich noch an 30 Gefangene, welche vorausſichtlich 
erſchoſſen werden dürften. . RTL. 
Vom badiſchen Oberrhein, 19. Oktober. Unſere würtembergi⸗ 
ſchen Nachbarn, die ſich noch vor Kurzem gegen den engeren Bundesſtaat 
unter Preußens Leitung ſo ungebärdig geſtellt und mit ihrer Hinneigung 
zu Oeſterreich kokettitten, fangen jetzt an, Adreſſen an ihren König zu ſen⸗ 
den, worin ſie ihm an 0 9 ente d an die Politik des en⸗ 
Bundesſtaats dringend ans Herz legen. i 
wer 819 1 Stuttgart erſcheinende „Deutſche Volksblatt, welches in 
einem unverkennbar öſterreichiſchen Intereſſe geſchrieben wird und feine 
geiſtige Nahrung zumeiſt aus bekannten Frankfurter Korreſpondenz⸗ Fabriken 
und aus den ulkramontanen Garkuchen unſeres Landes bezieht, fährt fort, 


in der gehäſſigſten, wie zugleich perfideſten Weiſe gegen die fortdauernde 


militairiſche Beſetzung des Großherzogthums durch die Preußen zu pole 
miſiren, e die Nothwendigkeit einer ſolchen Beſetzung im Hinblick 
auf die von ihm ſelbſt faſt jeden Tag als nahezu unheilbar geſchilderte vo⸗ 
litiſche Demoraliſation des Volkes vollkommen anerkennt; allein es ſollten 
Oeſterreicher und Baiern ſein, die das Land beſetzten, nur keine Preußen! 
Dieſen Leuten, deren Heil in den eigennützigſten Sonderzwecken liegt, 


gereicht es allmälig zur wahren Höllenqual,] ſehen zu müſſen, wie die 
redlichen und großmüthigen Beſtrebungen Preußens für eine vernunftge⸗ 
mäße Einigung und Neugeſtaltung Deutſchlands im deutſchen Volke immer 


allgemeinere Anerkennung finden und wie in dieſer Anerkennung die Bürg⸗ 
ſchaften für ein glückliches Gedeihen des Bundesſtaats a HR 
f . Ref. 


Darmſtadt, 22. Oktober. Heute begann hier vor den Geſchwornen 


das öffentliche Verfahren gegen Johannes Kadel, Müller in Birkenau, 
und en ei wegen Zerſtörung der Main Neckar⸗Eiſeu⸗ 
bahn bei Weinheim im September 1848. 

Aus dem Bückeburgiſehen, Mitte Oktober. Mit ſeiner unzer⸗ 
trennlichen Begleiterin, einer Fürſtin von Wittgenſtein (ruſſiſcher Linie) 


hält ſich ſeit einiger Zeit Liſzt im Bade Eilſen auf und ſoll ſogar die 


Abſicht hegen, den ganzen Winter dort zuzubringen. Concerte für Geld 


wird er nicht geben, ſondern nur auf erfolgte Einladung in Geſellſchaften 


ſpielen. Dem Vernehmen nach iſt dies bereits bei der Prinzeß Adelheid 
und bei dem Erbprinzen geſchehen. a Dr) 
Hamburg, 24. Oktober. ) 
hier nach England; die franzöſiſche Republik hat ihnen, wie Klapka 
mittheilte, den Aufenthalt verweigert. 4 4 f 
Hamburg, 25. Oktober. In dem ſchön dekorirten Saale der Ton- 


halle fand geſtern Abend das zu Ehren Gagerns von dem patriotiſchen 


Verein veranſtaltete Feſteſſen fat. Zuerſt ſprach Herr A. Godeffroy 
als Vorſitzender in ſchlichter und einfacher Sprache über die Bedeutung des 
Feſtes. Dieſem folgte Herr Gagern, deſſen faſt eine halbe Stunde 


dauernde Rede mit geſpannter Aufmerkſamkeit von den Anweſenden verfolgt 
wurde. Der Redner ſprach zuvörderſt der Verſammlung ſeinen Dank aus 
für die ihm gewordene Einladung. Hierauf folgte ein Rechenſchaftsbericht 


ſeiner bisherigen Wirkſamkeit, wodurch er im Verlaufe der Rede zur Frage 


gelangte: Was können wir von der Geſtaltung der Dinge hoffen, die jetzt 
im Verwaltungsrath in Berlin erwogen werden? Ich will nicht zurück⸗ 


kommen, bemerkt der Rerner, auf die von der Nationalverfammlung zu 


Frankfurt angenommene Verfaſſung, die unter dem Vorbehalt der Ent⸗ 


wickelung, deren ſie fähig war, wohl ins Leben hätte treten können und 
die auch dann ſicherlich das ſchöne Ziel, nach dem wir ſtreben, erreicht hätte. 
Denn zur Verwirklichung und Durchführung dieſer Verfafſung fehlte ung 
die energiſche Unterſtützung des preußiſchen Volkes, deſſen Verkreter in der 
Paulskirche in ihren Anſichten ſo weit von einander abwichen, daß es 
ſchwer war, das Gemeinſame in ihren Beſtrebungen zu entdecken. Es iſt 
ein neuer Weg eingeſchlagen worden, als der von uns beſchrittene. Als 
ein neuer Verfaſſungsentwurf durch das Bündniß vom 26. Mai der Na⸗ 
tion vorgelegt war, habe ich mir die Frage vorgelegt, ob ich auch das an⸗ 
ſcheinend langſamer und ſpäter zum Ziele Führende zurückweiſen dürfe und 
ſolle, weil ich das Ziel nicht mehr auf dem Wege, den ich früher geſucht, 
zu erreichen hoffen konnte. Ich habe mir dieſe Frgge ſo beantwortet, daß 
auch in dieſer Verfaſſung weſentliche Fortſchritte enthalten ſeien, deren 
Entwickelung, wie wir vorausſetzen, durch die Weisheit und Energie der 
1 1 gefördert werden würde. 
„ mit mir, daß außer Oeſterreich das ganze übrige Deutſchland die⸗ 

ſem Bündniſſe beitreten würde, und ung en 5 Alem En zu thun, 
den eine allgemeine Volksvertretung in Deutſchland zu gewinnen, nach⸗ 
En ie erſte nicht mehr da ift, in der Volts - Intereſſen reiſlich erwogen, 

W berückſichtigt, energiſch verfolgt werden könnten. Johann von 
Din er ſagt, wenn ich nicht irre, nur die Beſchäftigung mit auswärtigen 
Höhe, d mit der höheren Politik: erhält den Geiſt des Volkes auf der 
20 ie ausſchließliche Beſchäftigung mit innern Dingen, ſo wichtig fie 
verengt den Blick, führt zu Zerwürfniffen und innerem Zwieſpalt. 


Die Ungariſchen Emigranten gehen von 


übergelegter. 


Ich hoffte, und meine 


Die Beſorgniß, welche Viele theilen, daß die preußiſchen Regierungs⸗ 
Maximen ſelbſt bei der Volksvertretung zu entſcheidend einwirken könnten, 
dieſe Beſorgniß theile ich nicht. Auch in der Volksvertretung der bis jetzt 
dem Bündniſſe vom 26. Mai beigetretenen Staaten wird das Regierungs- 
ſyſtem Preußens nicht allein zur Geltung kommen. Wohl iſt aber das 
Verhältniß zu Oeſterreich für die Verwirklichung des Bundesſtaates ein 
Hinderniß, das nicht ſo leicht aus dem Wege zu räumen ſein wird. Denn 
Oeſterreich kann ſeinen deutſchen Provinzen keine Sonderſtellung geben. 


Auch die Beſorgniſſe, die man in Bezug auf eine neue proviſoriſche Cen⸗ 
tralgewalt theilt, theile ich nicht. Die jetzige Centralgewalt kann nicht 


mehr fortbeſtehen. Ein neuer Zuſtand muß eintreten und der jetzt provi⸗ 
ſoriſch hergeſtellte iſt ſo unſchädlich als möglich eingerichtet worden. Die 


kraurigſte von allen Befürchtungen iſt aber die, daß die erſten Mit- 


begründer jenes Bündniſſes, nunmehr, da es der Verwirklichung entgegen- 
ſchreitet, ſich von demſelben zurückziehen wollen, was Gott verhüten wolle. 
— Nur wenige Staatsmänner haben ſich in der letzten ſchweren Zeit, die 
über Deutſchland hereingebrochen war, bewährt, und unter dieſen Wenigen 
gehört der Mann, der an der Spitze der hannoverſchen Regierung ſtebt; 
dieſer wird denn auch gewiß im entſcheidenden Augenblicke wiſſen, was er 
einem Volke, was er Deutſchland ſchuldig iſt. Laſſen Sie uns zum Schluſſe 
noch einmal an das erinnern: An dem Vaterlande darf Niemand und darf 
man niemals verzweifeln. Dieſem Grundſatze treu, erlaube ich mir, Sie 


zu bitten, mit einzuſtimmen in das Hoch: „Das Wohl, das Heil und die 


Zukunft unſeres Vaterlandes!“ Später ſprach Rieſſer und wies darauf 
hin, daß es nur die Extreme ſeien, die Deutſchlands Freiheit nach Innen, 
wie deſſen Unabhängigkeit nach Außen gefährden. : 
Herr Dr. Knaukh wies in feiner Rede auf das herrliche preußiſche 
Kriegsheer und that Erwähnung der Mäßigung, mit der dieſes Heer al⸗ 
lenthalben, wo es zur Wiederherſtellung der Ruhe und Ordnung verwen⸗ 
det wurde, verfahren ſei. Alle Redner, ohne Ausnahme, aber ſtimmten 
darin überein, daß die Größe Preußens, ſeine Macht, ſein wohlgeordnetes 
Kriegsweſen, welches allen übrigen Staaten zum Muſter aufgeſtellt wer⸗ 
den könne und der gute Zuſtand ſeiner Finanzen, es allein berechtigten, 


an der Spitze Deutſchlands zu ſtehen. 


(D. N. 
Heute Abend findet eine Soiree bei Herrn Dr. G. Rieſſer ſtatt, zu 
der nicht nur die Herren Gagern, Mathy, Hans von Raumer, mehrere 


Mitglieder unſerer Konſtitnanke, wie Baumeiſter, Nee, Wolffſohn, Vers⸗ 


mann, ſondern auch der General Klapka und andere Ungarn eingeladen 


"find, Herr von Gagern gedenkt ſchon am Sonnabend wieder von hier ab- 


zureiſen. a 
Altona, 24. Oktober. Der Friedens⸗Abſchluß ſcheint nahe vor der 


Thür zu ſtehen. Eine diplomatiſche Sendung folgt der andern, und 


Couriere kreuzen ſich zwiſchen Kiel und Berlin. Auf der Altona - Kieler 
Bahnſtrecke fährt faſt täglich ein Extrazug und ſelbſt die Nächte bringen 
uns und expediren ſolche. N a Re rat 
(Man hort, daß die Dänen dem Gerüchte, man wolle die „Gefion“ 


nach Kiel holen, welches hier ſelbſt wohl nie geglaubt worden, viel, Ge⸗ 


wicht beilegen und dieſe Wegführung um jeden Preis hindern würden, 


ODeſterreich. a 1° 
Wien, 22. Oktober. Man erzählt, daß der Kaiſer dem Marſchall 


Nadetzke bei deſſen Abſchiedsbeſuche in Schönbrunn auf die graziöſeſte 


Weiſe eine Reiſe⸗ Entſchädigung von 200,000 Fl. angewieſen und zugleich 


der Familie des Marſchalls einen Jahrgehalt von 4000 Fl. ausgeſetzt habe. 


— Der deutſche Eiſenbohn⸗Congreß hat geſtern ſeine Schlußſitzun 
gehalten. Es ſtellt ſich nun heraus, daß Manches zum Vortheil der 1 5 


ſchiedenen Eiſenbahnverwaltungen, wenig oder Nichts zum Beſten des grö⸗ 


ßeren Publikums geſchehen iſt. Ein ſplendides Feſtmahl in dem äußerſt 
geſchmackvoll dekorirten, großartigen Sophien⸗Bad⸗Saale machte den Be⸗ 
1 Die nächſte General⸗Verſammſung wird im Juli k. J. in Aachen 
attfinden. f 
— Heute angekommene Reiſende erzählen, daß in Peſth geſtern Madaras 
mit dem Strange hingerichtet worden ſei. 4 24 
. Der geſchehene Uebertritt des Generals Bem zum Islam be⸗ 
ſtätigt ſich; faſt gewiß iſt auch feine Ernennung zum Chef der türkiſchen 
Artillerie, gleichzeitig ſoll der Sultan, hinweiſend auf ſeine Obliegenheit, 
die Bekehrung des Genergls zu ehren, ihm koſtbare Geſchenke ertheilt haben. 
Nach den Aeußerungen Bems zu urtheilen, if fein Uebertritt ein wohl⸗ 
Er verkennt nicht die Demüthigung, welche er damit auf 
ſich lade, aber er glaubt ſie tragen zu müſſen, um Rußland vielleicht 
noch ſchaden zu können. . f A 
„Nach einer nur oberflächlichen Berechnung werden 60,000 Honveds 
in die kaiſerlich treu gebliebenen Infanterie⸗Regimenter eingereiht werden. 


Der Transport derſelben zu den Regimentern dauert ununterbrochen fort. 


Wien, 23. Oktober. Die im Verfaſſungspatent vom 4. März an⸗ 
gedeutete vollſtändige Einverleibung des Königreichs Ungarn als Provinz 
in den einheitlichen öſterreichiſchen Kaiſerſtaat hat begonnen. Unter Her- 
vorhebung des Grundes, die Zollſchranken im Innern des Reiches fallen 
15 laſſen, iſt bereits der Anfang damit gemacht, Ungarn hinſichtlich der 
Beſteuerung den deutſch⸗öſterreichiſchen Ländern gleich zu ſtellen. Auch für 
Galizien iſt eine ähnliche Maßregel verordnet. Die neue öſterr. Steuer“ 
Ausgleichung ſcheint, wie ſich wenigſtens aus den jüngſten Verordnungen 
ergiebt, darauf hinaus zu gehen, daß jede einzelne Steuer in jeder Pro⸗ 
vinz ſo hoch geſtellt wird, wie ſie ſeither in einem einzelnen Landestheil 
am höchſten war. Das wird der Staats kaſſe allerdings c bringen. 


Wien, 24. Oktober. Die neuerſcheinende lithographiſche Correſpon⸗ 
denz, der man dieſelbe Bedeutung wie der Berliner C. C. beizulegen be⸗ 
rechtigt iſt, enthält folgende begchtenswerthe Bemerkung: — Die „Deutſche 
Zeitung a. B.“ ließ ſich kürzlich aus Berlin melden, es ſcheine die zwi⸗ 
ſchen Oeſterreich und Preußen bezüglich der interimiſtiſchen Centralgewalt 
abgeſchloſſene Convention geheime Zuſatzartikel zu haben, bei welchem An⸗ 
laſſe auf eine verſteckte Beſtimmung des k. k. Obſervationscorps in Böh⸗ 
men hingedeutet ward. Wir ſind in der Lage, zu verſichern, daß jene 
Convention offen und ganz vor den Augen der Welt liegt, daß geheime 
Zuſatzartikel ſich darin nicht vorfinden und daß das k. k. Armeecorps in. 
Bößmen lediglich zur Wahrung öſterreichiſcher Intereſſen aufgeſtellt ward. ( 

— Aus Peſth erfährt man Näheres über die zuletzt hingerichteten 
Inſurgentenführer. „Fürſt Woroniecki gab ‚feinen Begleitern zum letzten 
Gange noch am Tage por der Hinrichtung ein glänzendes Diner; mar 


muß — heißt es — zu Ehren der Verurtheilten geſtehen: nicht Sokrates 
konnte den Schierlingsbecher mit mehr Ruhe leeren, als jene den Im⸗ 
biß verzehrten. Selbſt Giron, ſonſt mehr Poltron als Haudegen, hielt 
ſich auf dem Todesgange tapfer, und ſah ſich — er wurde zuletzt ge⸗ 
hängt — noch einmal mit ſchmerzlichem Lächeln nach den Vorange⸗ 
gangenen um, als der verhängnißvolle Strick ſchon um ſeinen Hals ge⸗ 
ſchlungen war. Man mußte ihn faſt mit Gewalt bewegen, ſeinen Rock 
abzulegen. ' 

— Die Angelegenheiten in Konſtantinopel find noch auf dem alten 
Stand. Man erwartet daſelbſt die Rückkehr Fuad Effendis von Peters ⸗ 
burg, doch fol ein aus der Levante zurückgekehrtes Dampfbpot das eng⸗ 
liſche Mittelmeer⸗Geſchwader in den Gewäſſern von Athen geſehen haben. 

Aa (D. Ref.) 

pe Frankreich. 

Paris, 22. Oktober. Die türkiſche Angelegenheit rückt wieder etwas 
in den Vordergrund der politiſchen Sorgen. Es wird von einer energi⸗ 
ſchen Note Palmerſtons nach Wien geſprochen. Er hätte dem Fürſten 
Schwarzenberg poſitiv erklären laſſen, daß im Falle der Anwendung von 
Gewaltmaßregeln gegen die Türkei England ſich der Selbſtſtändigkeit der⸗ 
felben energiſch annehmen würde. Zugleich wäre die Uebereinſtimmung 
Frankreichs mit England angedeutet. Lord Ponſonby ſoll auf eine baldige 
Antwort dringen und im Falle, daß dieſelbe nicht befriedigend ausfällt, 


dem Admiral Parker die Weiſung zugehen zu laſſen, ſich am Eingang 
Fürſt Schwarzenberg aber, heißt es, wolle, 


der Dardanellen aufzuſtellen. 


bevor er ſelbſt antworte, die Antwort des Kaiſers von Rußland an 


Fuad⸗Effendi abwarten. Der ſranzöſiſche Geſandte in Wien, H. von I 


Beaumont, ſcheint übrigens bei Weitem fo entſchieden wie der engliſche 
nicht aufzutreten. 


— Ein Blatt will wiſſen, daß die beiden Repräſentanten Thiers und 
; Von allen 
daß Thiers die Worte, die er 


Bixio wegen ihres Duells gerichtlich verfolgt werden ſollen. 
Seiten treten Zeugen auf, welche verſichern, 


ſo eklatant leugnete: „daß Louis Bonapartes Wahl zum Präſidenten der 


Republik eine Schande für Frankreich ſein würde“ wirklich vor dem 10. 
Dezember hat fallen laſſen, Auch wird der Umſtand hervorgehoben, daß 


Thiers nach dem Duell mit Bixio von dieſem den Widerruf der Aeuße⸗ 


rung, wodurch er ihn mitten in der National⸗Verſammlung Lügen ſtrafte, 
nicht verlangt hat. 
— Lamartine beabſichtigt nach 


N { einer Correſpondenz des J. d. De» 
bate, ſich in den Orient zurückzuziehen 


Ebene, einige Stunden von Smyrna, unentgeltlich abtritt und daß La⸗ 


martine im nächſten Frühjahr ſich darauf anſiedeln wird. Der Weizen 
ſondern in der Türkei 


des großen Dichters ſcheint alſo nicht in Frankreich, 
zu blühen. 5 b 
N Vermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 27. Oktober. Vorgeſtern ereignete ſich hier in einem Gaſt⸗ 


hofe ein Diebſtahl, der 


einem Landwehrmanne 
In demſelben ſteckte eine Brieftaſche und eine Rolle mit 10 Rthlr. Der 


jedoch bald entdeckt wurde, Ein Fuhrmann hatte 


Eigenthümer vermißte Beides, urd fein Argwohn fiel natürlich auf den 


Landwehrmann. Dieſer hatte, wie ſich nachher ergab, einem Andern die 
Brieftaſche übergeben, um den Verdacht von ſich auf dieſen abzulenken, das 
Geld aber an ſeinem Leibe verborgen. Der Fuhrmann drang in ihn, das 
Geſtohlene herauszugeben, und riej, da derſelbe Drohungen ausſtieß, vor⸗ 
übergehende Unteroffiziere herein, welche den Thäter ſofort zum Feldwebel 
und zum Compagnie ⸗Chef brachten. Bei Letzterem mußte er ſich auszie⸗ 
en, 
I Rthlr. hatte er hinter die Treppe zu bringen gewußt. 
verhaftet. Schon früher ſoll er ſeinem Schlafkameraden, 
die Kleider verkauft haben. 5 e ’ 
; Hier werden jetzt wegen Demobilmachung von dem Militär eine 
Anzahl Pferde verkauft. Br 
— Die Regierung zu Stralſund macht unterm 20 c. bekannt: 
In der Nähe von Thieſſow auf Mönchgut befinden ſich zwei Schiffs⸗ 
wracks. Das eine liegt ungefähr / Meile vom Lande, auf einer Tiefe 
von 10 Fuß, und iſt etwa 2 Fuß ſichtbar. Daſſelbe peilt nach dem Kom⸗ 
paß das neue Lootſen⸗Kommandeurhaus zu Thieſſow N. z. W. und den 
Thieſſower Endhaken NW. z; N. Das andere Wrack liegt ebenfalls etwa 
½ Meile vom Lande, auf einer Tiefe von 9 Fuß, und es ſind über dem⸗ 
Burn, gewöhnlich 2½ Fuß Waller, N | x 
hieſſower Endhaken NRW. Jedes Wrack iſt mit einem grünen, an ber 
Spitze mit eichenem Strauch verſehenen Waaker verzeichnet. (Stralſ. Z.) 
Schwedt, 23, Oktober. 
ſtorbenen General⸗Majors a. 
ger Weiſe zur Ruhe beſtattet. 


in treuer Ergebenheit dem Könige ſeinem Herrn gedient. 


— 


a0 


für die Unabhängigkeit des Vaterlandes den ganzen Zug unter Ferdinand 
von Schill mit gemacht. Wie ſehr er es verſtanden, ſich die Liebe und 
Achtung feiner Mitmenſchen zu erwerben, davon zeigte das 
folge, welches ihn zur Gruft begleitete. 5 (N. Pr. Z.) 


22 c 


(Eingieſan dt.) 


* 


Auch in dieſem Blatte war die Rede von den Ausfällen, welche na- 
mentlich die Landſchullehrer bei ihrem geringen Einkommen an Ausfällen 


des Schulgeldes zu erleiden haben. Davon, giebt, es auch hier ganz in 
der Nähe Belege genug. Es ſind aber nicht die einzigen Uebel, über 
welche jene Männer zu klagen haben. 
er an manchen Orten herrſcht, kennt, der weiß, daß jede Abgabe an den 


Schullehrer ihnen ein Stein des Anſtoßes iſt, ja wie, je mehr der Mann 


auf Ordnung hält und namentlich Schulverſäumniſſe zur Beſtrafung ans 
zeigt, er deſto mehr dem Haſſe derer ausgeſetzt iſt, die den Unterricht für 
eine Laſt halten. Was ſoll man aber zu dem Drucke ſagen, unter wel⸗ 


chem redliche Schulmänner ſtehen, ohne daß von Seiten der Behör⸗ 


Energie, eingeſchritten würde? Dieſe Leiden verdienten. 
Welt geleſen und beherzigt zu werden, als die 
Werther, Steine werden ins Jimmer des armen Schulmei⸗ 


den mit 
von aller 


2. 


Des jungen 


Einer ſeiner Freunde, der Maire 
von Macon, Hr. Rolland, geweſenes Mitglied der Conftituirenden, be⸗ 
findet ſich ſeit mehreren Wochen in Conſtankinopel, um mit dem dortigen 
Miniſter des Aeußern darüber zu unterhandeln. Es wird verſichert, daß 
der Sultan dem großen Dichter ungeheuere Ländereien in einer fruchtbaren 


feinen Rock übergeben, um ihn forttragen zu laſſen. 


und ſo fand ſich in einem Stiefel die Rolle mit 6 Rthlr., die andern 
Er wurde ſofort 
einem Matroſen, 


Daſſelbe peilt nach dem Kompaß den 


Am 20ſten d. M. ward die Hülle des ver⸗ 
D., Carl von Winning, in ernſter, würdi⸗ 
Er ſtarb 65 Jahr alt, von denen er faſt 
j g ; Mit ihm \ 
ſank wieder einer der Wenigen ins Grab, die in. jugendlicher Begeiſterung 


zahlreiche Ge⸗ 


Wer den Sinn der Landleute, wie 


eher 
Leiden 


beiahlt. 


ſters geworfen, junge Obſtbäume, daran er, der nicht viele Freu 

Welt hat, ſein Vergnügen findet, abgehauen; grundloſe Verdon 
ausgeſtreut, gehäſſige Prozeſſe eingeleitet, die zu nichts führen, nur a 
den Mann mit feiner Familie unruhig zu machen, ſo daß es dann heißt: 
Du bindeſt auch mit aller Welt an. Es iſt edel, wenn man das in Ge. 
duld trägt: aber nicht billig, nur immer zur Geduld zu ermahnen, wo Aa 
das Uebel an der Wurzel faſſen ſollte. Dem Lehrer eine ehrenvolle Stel. 
lung, wie der gewiſſenhafte ſie verdient, zu ſichern, ihn zu ſchützen vor 
dem Hohn und Uebermuth der Schulzen, Bauern und Tagelöhner, damit 
fange die Emanieipation der Schule an und damit höre fie, auf dem 
Lande wenigſtens, auf. Denn die Trennung der Schule von der Kirche 
wie fie in Ausſicht geſtellt iſt, iſt für das flache Land, wo der Geiflliche 
ſehr häufig nur der einzige Sachverſtändige und der natürliche Beiſtand 
des Lehrers iſt, durchaus unthulich. Daß Männer ohne Weltkenntniß jn 
ihren Phantaſieen von Freiheit die einzig mögliche Aufſicht unbequem fin. 
den, iſt natürlich und ſo iſt denn auch von dieſen das Geſchrei nach Eman. 
cipation der Schule ausgegangen. N 5 XP, 20, 
reide⸗ Berichte. 
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Morgens Abends 
SR | 3 6 uhr, 2 Uhr. | 10 Uhr. 
Barometer in Pariſer einen 26 337,65““ |" 336/60” 386,50 
auf 0e reduzir t 1655 
Thermometer nach Mäaumt. 28 . n 7 1% 7. . 
Beilage. 
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Beilage zu No. 251 der Königlich privilgiiten Stettiniſchen Zeitung, 


Sonnabend, den 27. Oktober 1849. 


land. gebenen Bildungs form eines Bundesſtaates mitzuwirken. Insbeſondere giebt 
N De a 9 8 . i die im Bundestage-Protofolfe der 54ſten Sitzung vom 17. Mai FIRE 
Berlin. (Schluß der Sitzung des Verwaltungs Rathes vom IT, 


§. 513 enthaltene Erklärung Hannovers ehrendes Zeugniß von der Geſin⸗ 
nung dieſer Regierung. 3 30 n pin 
In dieſer ſchwerſten Zeit bewährte Preußen allein mit dem Willen 
auch die Macht, in Deutſchland das beſtehende Recht zu vertheidigen, ein 
neueutſtehendes zu ſchützen. Um Preußen, das die Errichtung des deut⸗ 
ſchen Bundesſtaates zu ſeiner eigenen Aufgabe machte, durften ſich die 
übrigen mindermächtigen Staaten mit dem vollen Bewußtſein reihen, daß 
ſie auf dieſem Wege eine patriotiſche Pflicht erfüllten und ihr feierlich ge- 
gebenes Wort zu löſen vermöchten. % anden 
Das iſt die eigentliche Bedeutung ves Bündniſſes vom 20. Mai in⸗ 
mitten der deutſchen Verfaſſungskämpfe. ends 
Das Bündniß vom 26. Mai hat ſich, als auf geſunder Grundlage 
beruhend, bewahrt; es kann gerechten Anſpruch auf nationale Bedeutun 
machen, weil es ſich die Erringung der nationalen Ziele in der rechtli 
jetzt möglichen Form zur Aufgabe macht, weil es dermalen bei vier Fünf ⸗ 
theile der rein deutſchen Staaten umfaßt. Den Staaten, welche es ihrer 
Lage dermalen noch nicht entsprechend finden, denſelben Weg zu gehen, 
wird im Namen aller Verbandenen zu ſagen ſein, was in einer zur Oeffent⸗ 
lichkeit gediehenen Mittheilung der Königl. preußiſchen Regierung an die 
von Baiern geſagt iſt: | Bild (p 
„Die Königl. Regierung macht keinen Anſpruch auf die Untrüglich⸗ 
keit ihrer Auffaſſung, der ſich die große Mehrheit der deutſchen Re. 
ierungen angeſchloſſen hat, aber ſie hat in ernſter Erwägung ihrer 
Pflichten gegen das Vaterland ihre Vorſchläge zur Prüfung der 
Regierungen der Nation hingegeben.“ an Ipimganag 

Niemand, der Rechtsgefühl in deutſchem Sinn hat, wird zugeben, daß 
den nicht beigetretenen Staaten irgendwie in ihren Entſchlüſſen wang au ⸗ 
gethan werde. Niemand aber In, der billig denkt, wird fordern, Nee 
Bündniß Staaten ſich durch die Nichtbeitretenden in Erſtrebung deſſen 
hemmen laſſen, was ſie als nothwendig und rechtlich geboten erkennen. 
Ein liberam veto, in der Ausdehnung, wie es die hannoverſche Erklarung 
beanſprucht, hat das deutſche Bundesrecht nie gekannt, ſelbſt nicht in den 
Fällen, welche nur durch Stimmeneiuhelligkeit eregelt werden konnten. 
Würde man daſſelbe jetzt in die Inſtitutionen age he dann, ja dann 
würde unfehlbar jene Epoche der Gewaltthäatigkeit herannahen, vor welcher 
der hannoverſche Bevollmächtigte mit fo vielem Eruſte a 

Indem der Bevollmöchtigte ſeine Proteſtation Nose die obenerwähnte 
Verdächtigung wiederholt, erklart er Namens feiner Regierung, daß die ſelbe 
ſich bewußt iſt, bei ihrer Zuſtimmung zur Bildung eines Reichstages nur 
ſich eines ihr zuſtehenden freien Rechtes zu bedienen und einer Pflicht gegen 
ihr Land, wie gegen Wien zu genügen, ſo wie, daß fie jeden Au ⸗ 
genblick bereit iſt, bei Verhandlungen mit den dem Bündniſſe nicht ange ⸗ 
ſchloſſenen deutſchen Ländern ſich zu betheiligen und jedem begründeten und 
billigen Anſpruche mit den ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln wärmſte Unter- 
ſtützung angedeihen zu laſſen. 

Der Großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte verzichtet darauf, der 
ausführlichen Beantwortung der Königl. preußiſchen Regierung, der er im 
Ganzen durchaus beitritt, noch etwas zuzuſetzen. * al 

Der gemeinſchaftliche Bevollmächtigte für Großherzogthum Sachſen⸗ 
Weimar, Herzogthum Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Herzögthum Sachſen⸗Alten⸗ 
burg und für die Fürſtenthümer Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt und Reuß beider Linien: Auch er halte die von dem Kö⸗ 
niglich preußiſchen Bevollmächtigten eben vorgetragene Widerlegung der 
von hannoverſcher Seits neuerlichſt vorgebrachten Rechtsbedenken für durch ⸗ 
aus begründet. „2 

In den den Beitritt der Regierungen betreffenden Verhandlungen ſei 
auf irgend einen Vorbehalt, durch welchen die Realiſtrung des beabſichtig · 
ten Bundesſtaates noch bedingt bleiben ſolle, nicht nur nicht hin ie 
worden, ſondern es ſei 1 0 im Protokoll der 20ſten Sitzung, Aal Grund 
deſſen der Anſchluß der Herzogthümer Sachſen⸗ Altenburg und Sach ee 
Koburg Gotha, wie auch der beiden Fürſtenthümer Reuß und der beiden 
Fürſtenthümer Schwarzburg, erfolgt fer, vie im Verwaltungsrathe unter 
deſonderer Zuſtimmung des hannoverſchen Bevollmächtigten gegebene Ver ⸗ 
ſicherung niedergelegt, daß die verbündeten Regierungen es als n. 
zu erachten haben, an dem gemeinſchaftlich von ihnen vorgelegten Ver⸗ 
faſſungs⸗Eutwurfe feſtzuhalten und, ſo viel immer in eee 
vereint dahin zu wirken, daß derſelbe in möglichſt kurzer Friſt dem zu be⸗ 
rufenden Reichstage zur Vereinbarung mit den Regierungen vorgelegt werde. 
Was aber die Großherzogl. Regierung von Sachſen « Weimar betveffe, ſo 
fe deren damaligem Bevollmächtigten bei den Anſchluß⸗Verhandlungen die 
noch beſtimmtere Erklärung geworden, daß neben dem Bunpvesvertrage vom 
26. Mai e. und den zugehörigen Entwürfen der Reichsverfaſſung und des 
Wahlgeſetzes, ſo wie der begleitenden Denkſchrift anderweitige Vereinba- 
rungen und Erklärungen, welche für die ſich verbündenden Regierungen 
maßgebend ſein könnten, nicht vorhanden feen: 

Die Bevollmächtigten für Kurfürſtenthum Heſſen, für Großherzogtbum 
Oldenburg, für Herzogthum Braunſchweig, für Herzogthum Anhalt⸗Bern⸗ 
burg und für Herzogthum Anhalt⸗Deßau und Cöthen erklären übereinſtim⸗ 
mend, daß ſie der Ausführung der Königlich preußiſchen Regierung bei⸗ 
treten, daß auch ihren Regierungen bei deren Beitritt zu dem Vertrage 
vom 26. Mai c. nur der Vertrag ſelbſt cd a ft 
Denkſchrift, nicht aber auch irgend welcher ſonſtige 5 mitgetheilt 
worden, und daß ſie alle Rechte ihrer Regierungen aus dem ertrage vom 
26. Mai c. feierlich verwahren. ; 98 e ien 
1 Der Großherzoglich meckleuburg⸗ ſchwerinſche Bevollmächtigte ſchließt 
i 


an. 
Der Bevollmächtigte der freien und Hanſeſtadt Oremen. Er könne 
nur auf feine in der Sitzung vom gten d. abgegebene Erklär ang und auf 
die dem Antrage des Herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten darin er⸗ 
theilte Zuſtimmung zurückkommen. 1 Apen! 
Der Bevollmächtigte der freien und Hanfefabt Hamburg. So fest er 
auch an der Hoffnung halte, daß in nicht zu ferner Zeit es noch gelingen 
werde, ſämmtliche deutſche Staaten zu einem ihren veränderten Verhaͤlt⸗ 


Otte Großherzoglich badiſche Bevollmächtigte. Indem er ſich der eben 


17 7 tlicher Faſſung zu Protokoll gegeben wird, entgegen zu ſtellen. 
1 en gedachte Erklärung ſtellt die eventuelle Geltendmachung 


rechen, daß, ſeines Wiſſens, niemals, gegenüber von irgend einem 
1 1 5 Jen Beiteht verhandelnden Staaten, auf den gedachten Vorbe⸗ 


iger geheimer Vorbehalte ausgeſprochen worden iſt, daß es nur die 
Aan t öffentlichen Akten — der Vertrag vom 26. Mai, mit 
feinen Anne xen, die gemeinſchaftliche Note dom 28. Mai und die Denf- 
rift vom 11. Juni — ſeien, welche das Objekt der zum Vertrags⸗Ab⸗ 
ſchluſſe erforderlichen gegenfeitigen Verständigung bildeten. ae, 
Hiernach müſſe der Bevollmächtigte erklären: daß er außer Stand iſt, 
dem Vorbehalte, auf welchen jetzt zum erſtenmale Bezug genommen wird, 
eine die rechtliche Wirkung der durch das Bündniß gegebenen Verhältniſſe 
beeinträchtigende Kraft zu ugeſtehen. ü 

II., Einen weiteren Anlaß zu einer erwiedernden Aeußerung findet 
der Bevollmächtigte in der aufgeſtellten Behauptung, daß durch die De 
rufung des Reichstages eine bloße Thatſache dem Rechte entgegen geſetzt 

n würde. 3 
Den dieſe Behauptung ſcheint der Verdacht ausgeſprochen, daß die⸗ 
jenigen Staaten, welche das Bündniß zu dem Punkte gediezen glauben, 
welcher den Vollzug des Artikels 4 des Vertrages vom 26. Mai möglich 
macht, nicht mehr auf dem Boden des Rechts ſich bewegten, und insbe⸗ 
ſondere, daß dieſelben durch den Vollzug jenes Artikels ihre nicht bei⸗ 
getretenen beutſchen Bundes⸗Genoſſen gleichſam in gewaltthätiger Weiſe 

ten. { 5 

na a Bevollmächtigte proteſtirt auf das Entſchiedenſte gegen einen ber- 

artigen Vorwurf; und er ſieht ſich genöthigt, zu dieſem Behufe Folgendes 
en: 0 h , } 

ee Frage wegen Zuſtandekommen einer Reichs⸗Verfaſſung iſt keine 

neue, jetzt noch in dem Stadium befindliche, wo die Entſchlüſſe ganz frei 
Wü die Bundes⸗Verſammlung ſprach es ſchon am 10. und 25. Marz v. 
aus, daß eine Reviſion der Bundes⸗Verfaſſung auf wahrhaft zeitge⸗ 
mäßer und nationaler Grundlage vorgenommen werden ſolle. Ehe fie zu 
dem wichtigen Beſchluſſe vom 30, Plarz v. J. (26ſte Sitzung . 209) 

überging, ſtellte fie folgende Betrachtung an: e 
„Eine neue Verfaffung kann entweder einfach aus der Vereinbarung 
der Regierungen hervorgehen und von dieſen gemeinſchaftlich durch Bun⸗ 
pes⸗Beſchluß betroyirt werden, oder ſie kann im Wege des Vertrags und 
freier Zuſtimmung der Regierungen auf der einen und des Volkes auf der 
anderen Seite zur Gültigkeit gebracht werden.“ 5 

„Nur dieſer letztere Weg giebt eine Gewähr für den Beſtand einer 
Verfaſſung; eine octrohirte würde unter keinen Umſtänden rathſam ſein; 

fie iſt unter den jetzigen Verhältniſſen eine Unmöglichkeit, denn die freiſin⸗ 
nigſte, den ausgeſprochenen Wünſchen entſprechendſte und ſelbſt mit den 

größten Opfern der einzelnen Bundes⸗Fürſten verbundene, würde, octropirt, 

nie auf Beifall und Dank rechnen können. | 

„Muß man alſo der Meinung ſein, daß die freie Zuſtimmung des 
Volkes nicht entbehrt werden kann, ſo fragt es ſich, auf welche Weiſe dieſe 

zu erlangen fein wird?“ 2070 s N | 

„Nach den beſtehenden Verhaltniſſen ſtellt fi hier der Weg als der 
gegebene dar, daß jede Regierung ſich der Zuſtimmung ihres Volkes zu 
der beabſichtigten Verfaſſung ſelbſt zu verſichern habe, da, wo eine Der: 
tretung deſſelben beſteht, durch Vorlage an die Stände⸗Verſammlung oder 

durch Erlangung eines Vertrauens-Votums, da, wo noch keine Stände⸗ 
Verſammlungen beſtehen, in einer ihnen ſelbſt zu überlaſſenden Weiſe. 
Allein es iſt klar, daß man das, Zuſtaudekommen einer Verfaſſung für 
Deutſchland, deren weſentlichſtes Ziel die nie dringender als jetzt nöthige 
Einheit der Nation iſt, nicht der Gefahr aus ſetzen darf, daß es an dem 
Widerſpruche einer vielleicht ganz geringen Minorität ſcheitern könne, oder 
daß wenigſtens unabſehbare Weiterungen entſtänden. Wollte man aber an⸗ 
nehmen, daß die gewiß allgemein in ber Nation gefühlte Nothwendigkeit, 
das Vaterland durch eine neue Bundes⸗Verfaſſung zu kräftigen, dahin füh⸗ 
ren würde, daß eine Zuſtimmung aller Bundes⸗Länder, aller einzelnen 
Stände⸗Verſammlungen erfolgen, jedes Sonder⸗Intereſſe unbeachtet blei⸗ 
ben, aller Widerſpruch verſtummen werde, um nur das Zustandekommen 
nicht zu hindern, ſo gabe man damit zu, daß dieſe durch einen moraliſchen 
Zwang erzielte Zuſtimmung zur leeren Form herabſinken würde.“ 

„Es ſcheint alfo der einzig rathſame, vielleicht allein zuläſſige Weg 

der zu fein, daß der von der Bundesverſammlung und ihrem Beirathe 
ausgehende Entwurf einer neuen Bundesverfaſſung einer aus allen Bun⸗ 
desſtaaten gewählten konſtituirten Volks verſammlung zur Annahme vorge⸗ 
legt werde.“ 
Auf dieſe Erwägungen geſtützt, beſchloß die Bundes⸗Verſammlung, 
daß Wahlen von National-Vertretern vorgenommen werden ſollen, um 
zwiſchen den Regierungen und dem Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu 
Stande zu bringen. 

Die bündigſten Erklärungen abſeiten der Regierungen liegen vor, daß 
fie geſonnen feien, zu der durch die angeordnete National⸗Vertretung ge⸗ 


gen dieſe Entſcheidung findet nicht ſtatt, da die Appellationsgerichte i 
Polizeiſachen die letzte Juſtanz bilden. (De Ref en 
„— Am 23. iſt von der 2. Abtheilung des Stadtgerichts der bekannte 

Thierarzt Urban, wegen feines Unfugs vor der Wohnung Waldecks an dei. 
jen da En 14 11 5 Gerängniß 1 worden. Andere 6 
ei dem Spektakel an jenem Tage mit verhaftete und angeklagt f 
wurden freigeſprochen. 0 Selects Perlonen 

— Uebermorgen findet in Brandenburg die Grundſteinlegung zu einer 
katholiſchen Kirche ſtatt. Der Bau iſt bereits ſo weit votgeſcriiten, daß 
das Mauerwerk aus der Erde iſt. Fr 

— Herr Baumſtark hat in Greifswald eine Brochüre! „Zur Einkom⸗ 
menſteuerfrage“ losgelaſſen. f 


Berlin, 26. Oktober. Se. Majeſtät der Kaiſer von Rußland haben 
Generalmajor v. Möllendorf, Commandeur der 2ten Gad ene 
den St. Annen⸗Orden erſter Klaſſez ſowie dem Premier⸗Lieutenant und dienſtlel⸗ 
ſtenden Adjutanten dieſer Brigade, v. Thile, des Kaiſer Alexander Grenadier⸗Re. 
giments, denſelben Orden dritter Klaſſe zu verleihen geruht. 
— Major v. d. Goltz, vom 3. Küraſſier⸗Regiment, iſt zum Chef der Rei 
Huben Schwedt ernannt. Unter den angeſtellten Lehrern iſt kein Offizier dy 
arde. | 
— Die neueſte Nummer des Central⸗Blattes der Abgaben», Gewerbe» un 
Handelsgeſetzgebung enthält folgende Circular⸗Verfügung des Finanz⸗Miniſtent 
vom 24. September: „Mit Rückſicht darauf, daß ſich auch im laufenden Jahre in 
vielen Gegenden die Kartoffelkrankbeit in großer Ausdehnung gezeigt hat, iſt mit. | 
telſt Allerhöchſter Kabinets⸗Ordre vom 19. d. M. nachgelaſſen worden, daß die 
Branntweinſteuer von denjenigen Beſitzern landwirthſchaftlicher Brennereien, welche 
den Betrieb derſelben vor dem 1. November des laufenden Jahres blos deshal) 
beginnen, um ihre der Fäulniß ausgeſetzten Kartoffeln möglichſt bald zu verwen⸗ 
den, für die Periode vom 1. November 1849 bis zum 16. Mai 1850, wenn fonk 
die vorgeſchriebenen Bedingungen dafür vorhanden find, nach dem für die land. 
wirthſchaftlichen Brennereien beſtimmten geringeren Satze erhoben werden. 


— Den Vorſchlag des Abgeordneten v. Vincke, die Eidesformel für alle Kon⸗ 
feffionen durch die Verfaſſung gleichlautend dahin feſtzuſtellen: Ich ſchwöre, fo 
wahr mir Gott helfe! — hat der Verfaſſungs⸗Ausſchuß der erſten Kammer ver⸗ 
worfen, weil er die inneren Angelegenheiten der Kirchen- und Religionsgeſell 
ſchaften berühre und es zur Zeit an Nachrichten darüber fehle, ob durch zwangs⸗ 


niſſen und Stellungen entſprechenden Verfaſſungswerke zu vereinigen, ſo 
wenig könne er die Beſorgniß und die Anſicht theilen, daß die Erfüllung 
der Zuſagen und Verpflichtungen, welche in Bezug auf das Verfaſſungs⸗ 
werk durch und in Folge des Bündniſſes vom 26. Mai gegeben und ein- 
gegangen ſeien, für die Verbündeten von der Zuſtimmung der für jetzt 
nicht beigetretenen Staaten abhängig wäre. Eine ſolche Abhängigkeit würde 
vielmehr jene Hoffnung vereiteln und nur dahin führen, daß überall nichts 
zu Stande gebracht werden könnte, bevor nicht den Bedingungen des letz⸗ 
ken diſſentirenden Staates genügt ſei. Nachdem indeß einmal der Zweifel 
aufgeworfen, ob die Verbündeten nicht mit zwingenden Pflichten gegen An⸗ 
dere in Widerſpruch geriethen, wenn fie ihrerſeits in Ausführung brächten, 
was ſie als heilſam und nothwendig unter den veränderten Verhältniſſen 
betrachten zu müſſen erklärt hätten, könnte der Bevollmächtigte nur mit 
Dank erkennen, daß preußiſcherſeits in umfaſſender Rechtsdarlezung dieſem 
Zweifel entgegengetreten ſei. i 
Nachdem ſomit alle Mitglieder des Verwaltungs - Rathes, mit Aus⸗ 
nahme des Königlich ſächſiſchen und des Großherzoglich mecklenburgiſch⸗ 
ſtrelitzſchen Bevollmächtigten, der Königlich preußiſchen Regierung in ihrer 
Beantwortung der Königlich banndherſthen Rechts⸗Ausführung beigetreten 
daß er in der nächſten Sitzung beſtimmte 


kündigt der Vorſitzende an, 
preußiſchen Regierung vorlegen werde, 


% nd, 
Borſchlage ſeiner, der Königlich 
und zwar: 
) bezüglich der Modifikationen des Verfaſſungs⸗Entwurfs, 
b) bezüglich Anberaumung und ſofortiger Veröffentlichung eines Wahl⸗ 
termins für den nächſten Reichstag, 5 
e) De des Orts zur Abhaltung des nächſten Reichstages, und 
endli J 5 5 
d) ben lich der Art und Weiſe, in welcher der Verwaltungsrath dem⸗ 
Ipirı nächſt mit dem verſammellen Reichstag verhandeln wird. 
Die Sitzung ſchließt Abends 11 Uhr. 4 
Das Protokoll iſt in der Sitzung vom 19. Oktober e. verleſen, von 
den in dieſer Sitzung anweſenden Mitgliedern des Verwaltungs Rathes 
genehmigt und von dieſen und dem Protokollführer unterzeichnet worden. 


von Bodelſchwingh. von Zeſchau. H. von Wangen heim. 


Meyſenburg. feiffer, von Lepel. Seebeck. von Schack. | weile Einführung einer ſolchen Formel nicht die Gewiſſen bedrängt werd 
von Oertzen. osle. Vollbrecht. Liebe. Walther. Smidt. würden. N f 3 A 
7. Banks. Bloem er. ; — Man nennt den Abgeordneten zur zweiten Kammer, Profeſſor Ur lichs 


aus Greifswald, als deſignirten Nachfolger des Profeſſor Roſenkranz in der Stel, 
lung, welche dieſem Letzteren unter dem Miniſterium Auerswald im Unterricht, 
Departement zugewieſen war. 

— Wirklich haben die Herren v. Wangenheim und v. Zeſchau Berlin ven. 
laſſen — weil fie keine Verantwortlichkeit übernehmen. wollten für die Ausſchrei, 
bung der Wahlen für den deutſchen Reichstag. Wäre alſo für Sachſen und Han⸗ 


1838 iſt (wie auch in anderen Regierungs- Bezirken der Fall) das | NOhET die Ordnung der deutſchen Sache fo gefährlich! Gleichzeitig aber haben fie 
ai iſt ( ch gierung 3 Fall) erklärt, daß ihre 1 in dem Bündniß verbleiben 12 8 7 30 lung 


Arbeiten auf dem Felde an Sonntagen und Feſttagen verboten. nn it hurde f 
5 Knechte zu Zaucwiß wurden auf Grund jener Beſtimmung der Ver⸗ dan B e ae fan muß man auf die nächſten Ereignifie 
richtung von Feldarbeiten an einem Sonntage während des Goktesdienſts ] Es iſt hier die Meldung eingegangen, daß däniſche Schiffe den Hafen von | 
angeklagt. Das von der Königl. Kreisgerichts⸗Kammiſſion zu Beelitz ver- | Eckernförde umſtellen. Da in demſelben die Gefion liegt, fo dürfte Vorſicht rath⸗ 
waltete Polizeigericht ſprach die Angeklagten auf Grund des Artikels 11 ſam fein, zumal gegen die Dänen“ Eine heutige Sitzung des geſammten Staats. 
frei. Berſelbe lautet: „Die Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes u. ſ. w.] minifteriums wird, wie verlautet, dieſer Sache ihre Aufmerkſamkeit zuwenden. 
wird gewährleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen und ſtaats bürgerlichen 
Rechte iſt unabhängig von dem religiöſen Bekenntniſſe und der Theilnahme 
an irgend einer Religions - Geſellſchaft. Den bürgerlichen und ſtaats bür⸗ 
gerlichen Pflichten darf durch die Ansübung der Religionsfreiheit kein Ab⸗ 
bruch geſchehen!“ Der Polizeirichter führte nun aus: Die religiöfe 
Freiheit ſei nicht blos in der Abſonderung von, einer gewiſſen Religions- 

eſellſchaft oder in dem Zutritt zu einer ſolchen zu ſuchen; auch die unab- 
1 Fugige Aeußerung ſeiner religiöſen Vorſtellung ſei jedem geſichert, und es 
müſſe daher jedem Einzelnen überlaſſen bleiben, ob ſich das Arbeiten wäh⸗ 
rend der Sonntags feier mit feinem Gewiſſen vertrage. — Dieſe Unabhän⸗ 
fen müffe als Frucht wahrer Freiheit überall feſtgehalten werden, wo 
i 


Berlin, 25, Oktober. Der Artikel 11 der Verfaſſung vom 5. De⸗ 
zember v. J., welcher in dem Faleſon'ſchen Ehe ⸗Prozeſſe — ſo viel be⸗ 
kannt geworden iſt — zum erſtenmale von einem Gerichtshofe praktiſch 
herangezogen iſt, hat von Neuem zu einer Debatte vor Gericht Anlaß ge⸗ 
geben. Durch die Verordnung der Regierung zu Potsdam vom 26ſten 


i 3 . (Voſſ. Z. 
— Die Augsb. Allg. Ztg., welche bisher wenigſtens den Ruf ſich egen 
hat, den Parteileidenſchaften nicht blindlings zu dienen und in Aufnahme gewich⸗ 
tiger Nachrichten diefenige Vorſicht walten zu laſſen, die allgemein einem großen 
Organ nachhaltige Autorität ſichern kann, bringt an der Spitze der No. 291 vom 
18. Oktober eine Correſpondenz aus Frankfurt, in der es heißt: „In dem Waf⸗ 
fenſtillſtandsvertrage zwiſchen Preußen und Dänemark befinden ſich geheime Ar⸗ 
tikel; 1) Durchführung des Waffenſtillſtandes mit Waffengewalt. 2) Auslieferung 
der Geſion an Dänemark. 3) Anſchluß Holſteins an den preußiſchen Sonderbund. 
Solche Verträge bat eine Regierung abgeſchloſſen, die einſt feierlich proklamirte, 
fie wolle Deurſchlands Schirm und Hort ſein.“ — Dieſe geheimen Artikel find 
von Au 8 zu 185 Lüge. 

— Das Beiſpiel Bayerns, die Unkoſten der geleiſteten bundesfreundlichen 
Hülfe bundesfreundlich zu verweigern, ſcheint Nachahmung finden zu blen W 


e nicht entſchieden entſittlichend wirke; das letztere kann nur der Fall 


u 


ein, wenn die Unabhängigkeit in ihrer Aeußerung die Frömmigkeit Ande⸗ | zören wenigstens zu unſerm großen Erstaunen, da 1 | 
ter. ſtöre, was aber hier nicht eingetreten ſei. Den gegen Biete Entfhe- | bulk verbündeten Seoierung; wacher aun preußlihe DüLfe Opnaſte und Siu 
dung vom Polizei - Anwalt eingelegten Rekurs hielt der Vertreter des [vom Untergang gerettet würde, die Erſtattung der Verpflegungskoſten des preu⸗ 
‚Ober - Staats Anwalts in der heutigen Sitzung des Apellhofes aufrecht.] ßiſchen Militairs beanftandet wird. (Sachſen !?) C. C.) 


— In dem Kadettenkorps erkrankten bekanntlich nach dem Genuſſe von Kate 


Er behauptete, daß der Artikel 11 die Verordnung vom 22. März | 
hauptete, daß toffelbrei 240 Kadetten. Die chemiſche Prüfung der Ueberreſte dieſes Gerichtes 


1838 nicht tangire, weil die durch die letztere geſchützte außere Heilig⸗ 


haltung der Sonntage auf einer lediglich 
deren 
weſen ſei. a ver 
Diefer Ausführung beitretend, hat 
ge en die Angeklagten ausgeſprochen, 


Sicherheits ⸗ Polizei. 5 


1 Bekanntmachung. 
Der hinter den Zinngießergeſellen Friedrich Neumann 
aus Gumbinnen unterm 27ſten September c. erlaſſene 
Steckbrief iſt erledigt. 
Stettin, den 22ſten Oktober 1849. | 
Königl. Kreisgericht; Abtheilung für Strafſachen. 


— ͥ —Z—L—ʒZ.ꝛ[— — — 
Verpachtun gen. 
Acker⸗Verpachtung. 


Am iſten November e., ) 
die Ackerflächen, welche auf und an der Galgwieſe durch 
die Abkarrung der dortigen Anhöhe entſtanden ſind, auf 
3 Jahre, von Martini d. J. angehend, meiſtbietend 
am Orte verpachtet werden. : 15 

Stettin, den 16ten Oktober 1849. 

Die Oekonomie⸗Deputation des Mogiſtrats. 


Auktionen. 


Es ſoll oberhalb der Schuhſtraße No. 631 die Ver⸗ 
laſſenſchaft der Dr. Stahlberg'ſchen Eheleute verſtei⸗ 
gert werden, und zwar: 

am 29 ten Oktober e., Vormittags 9 Uhr: 
Lampen, Kupfer, Meſſing, Herren ⸗ Kleidungsſtücke, 


aatlichen Einrichtung beruhe, 
efolgung von jeher von dem religiöſen Bekenntniß unabhängig ge⸗ 


der Gerichtshof das Schuldig 
und gegen jeden eine Geldbuße von 
thlr. event. 24 Stunden Gefängniß feſtgeſetzt. 


Nachmittags 3 Uhr, ſollen 


* 


Ein Rechtsmittel ge» ſtorben. 


Leibwäſche, gute mahagong und birkene Möbel, als: 


mehrere Sopha's, große Spiegel, Sekretaire, ! Bücher⸗ 
ſpind, 1 Nähtiſch, Komoden, Waſchtoiletten, Spinde 
aller Art, Tiſche, Rohrſtühle, chirurgiſche Inſtru⸗ 
mente ꝛc.; 

um 114 Uhr: 1 Fortepiano in mahagong 
Kaſten und 1 Cylinder⸗Büreau; 

am 30ſten Oktober c., Vormittags 9 Uhr: 

Damen⸗Kleidungsſtücke, Leibwäſche, Leinenzeug, Bet⸗ 
ten, Gardinen, Haus- und Küchengeräth ꝛc.; 
Nachmittags 2 Uhr: Prätioſen, Uhren, Gold, Sil⸗ 
ber, Nippſachen u. dgl. m. 1 

Die Zahlung des Meiſtgebots muß ohne 
Ausnahme unmittelbar nach dem Zuſchlage 
erfolgen. Reis ler. 


Holz verkauf. 

Montag, am 29fen, Oktober d. J., Vormittags 
11 Uhr, ſoll das auf dem Dobberphuler Territorium, 
am Wege vor Glien nach Colbatz ſtehende, im Monat 
März d J. geſchlagene kieferne Kloben⸗, Knüppel⸗ und 
Reiſer⸗Holz, zuſammen ungefähr 150 Klafter, entweder 
in einzelnen Klaftern oder auch in Parthien zuſammen, 
wegen Räumung des Terrains, bedeutend unter der 
Königl. Taxe an Ort und Stelle an den Meiſtbieten⸗ 
den gegen gleich baare Zahlung verkauft werden. 


ſoll die Beimiſchung von Arſenik ergeben haben. 
2 Magiſtrat zu Berlin wird wahrſcheinlich das Vergnügungs⸗Lokal Ti⸗ 
voli am Kreuzberge kaufen, um daſſelbe zu einer Irren-Anſtalt zu benutzen. 

— Der Schutzmann Ebert, welcher vor einigen Tagen vor den Schranken 
des Criminal⸗Gerichts des verſuchten Mordes angeklagt ſtand und gänzlich frei⸗ 
geſprochen wurde, iſt 24 Stunden nachher an zu heftiger Gemüthsbewegung ge 


Auktion. SEM 
Am 30ſten November d. J., Vormittags 11 Uhr, 
ſollen in Buchholz vier große Kühe öffentlich meiſtble⸗ 
tend gegen ſofortige Bezahlung verkauft werden, wozu 
Kaufluſtige eingeladen werden. 
Greifenhagen, den 18ten Oktober 1849. 
; Kroening, Auktions-Kommiſſarius. 


— . —— „ — 2 ACER ae 


Ver mie t bung e u. 


Im Haufe No. 10 iſt die Ste Etage, beſtehend aus 
3 bis 4 Zimmern, Küche, Kammern, und gemeinſchaft⸗ 
lichem Waſchhauſe, Trockenboden und ſonſtigem Zube⸗ 
hör, zur Vermiethung frei. 


Anzeigen vermiſchten Inhalts. 


Haus ⸗Subhaſtation. EM 

Am 3iſten Oktober d. J. wird auf dem Königlichen 
Kreisgericht hierſelbſt das dem Maurermeiſter Scheeffer 
gehörige Haus No. 367 in der breiten Straße hier⸗ 
ſelbſt im Wege der Subhaſtation verkauft. Das Haus 
ſteht mit 24,000 Thlr. in der Feuerkaſſe und iſt gericht⸗ 
lich auf 29,000 Thlr. abgeſchätzt; es verintereſſirt ſich 
aber jährlich auf 34,000 Thlr. Daſſelbe wird daher 
Kapitaliſten, welche ihr Geld gut und ſicher unterbrin⸗ 
gen wollen, beſtens empfohlen. 


u 


